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Gewalt gegen Frauen
     wirksam bekämpfen
Internationaler Frauentag 8. März 2025 

Gewalt gegen Frauen nimmt seit Jahren zu. Deshalb brauchen wir einen besseren Schutz für die 
Opfer. Das Lagebild des Bundeskriminalamts belegt: 2023 wurde fast jeden Tag eine Frau von 
einem Mann getötet, weil sie eine Frau ist. 

Mit den Stimmen der Union wurde jetzt das Gewalthilfegesetz beschlossen. Dies ist ein wichti-
ger Schritt für von Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder, die künftig einen Rechtsanspruch 
auf Schutz und Beratung haben. Weitere Schritte müssen folgen.

Stop häusliche Gewalt

• 360 Frauen durch Femizid getötet – 
davon sind 247 Opfer häuslicher 
Gewalt (2023)

•  180.715 Frauen wurden insge-
samt Opfer von häuslicher 
Gewalt (2023)

Wir wollen: Täter härter bestrafen, Opfer wirksam schützen

• Wir fordern darüberhinaus ein Gesetz (Gewaltschutzgesetz)
zum besseren Schutz von Frauen vor Gewalt, um Gewalt-
kriminalität angemessen zu belangen. Die Täter müssen härter 
bestraft werden. Der Strafrahmen für die Körperverletzung und 
die gefährliche Körperverletzung mittels einer Waffe oder eines 
Messers und mittels einer das Leben gefährdenden Behand-
lung soll auf ein Jahr Mindeststrafe angehoben und damit ein 
Verbrechen werden. Die Höchststrafe für Verstöße nach dem 
Gewaltschutzgesetz ist von zwei auf fünf Jahre zu erhöhen.

• Wir wollen das Merkmal „unter Ausnutzung der körperlichen 
Überlegenheit“ – bei Mord, gefährlicher Körperverletzung und 
Raub – einführen und damit insbesondere Frauen schützen. Die 
sog. Trennungstötungen könnten damit endlich als Mord aus-
geurteilt werden. 

• Vor dem Hintergrund der steigenden häuslichen Gewalt gegen 
Frauen fordern wir wirksame Maßnahmen zur Einhaltung von 
Auflagen und Vermeidung von Wiederholungstaten, z.B. elek-
tronische Fußfesseln zur Einhaltung von Näherungsverboten. 
So können wir Täter effektiv überwachen und Opfer besser 
und wirksamer schützen. Bei Wegweisungen ist ein verpflich-
tendes Antiaggressionstraining anzuordnen.

Stop häusliche Gewalt
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Stop Zwang, Gewalt und Ausbeutung 
in der Prostitution

•   Ca. 250.000 Prostituierte in 
Deutschland, davon lediglich 
28.280 bei den Ordnungsbehörden 
angemeldet und nur 50 sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigte 
(2022)

•   591 Frauen und Mädchen wurden 
von der Polizei als Opfer von 
Menschenhandel zum Zweck der 
sexuellen Ausbeutung registriert. 
Frauen und Mädchen unter 21 
Jahren machen mit 31,5 Prozent 
fast ein Drittel der weiblichen 
Opfer aus. (2023) Die Dunkelziffer 
dürfte deutlich höher sein.

Wir wollen: Sexkaufverbot, Straffreiheit für Prostituierte 
und Ausstiegshilfen

• Viele Frauen in der Prostitution kommen aus den ärmsten 
Ländern nach Deutschland. Menschenhändler und Zuhälter 
nutzen ihre Notsituationen aus. Die Legalisierung der Prostitution
hat das Problem des Menschenhandels vergrößert. Die Nach-
frage nach Prostitution fördert nachweislich den Menschen-
handel zur sexuellen Ausbeutung. Diese menschenunwürdigen 
Zustände in der Prostitution müssen wir beenden. Wir wollen 
den Perspektiv- und Paradigmenwechsel in der Prostitution
auch in Deutschland und fordern dazu neben umfassenden 
Ausstiegshilfen, Aufklärung und Prävention ein strafbewehr-
tes Sexkaufverbot für Freier bei gleichzeitiger Straffreiheit für 
Prostituierte.

Stop für digitale Gewalt

• Über 17.193 Frauen und Mädchen 
wurden 2023 Opfer digitaler 
Gewalt.

Wir wollen: Plattformbetreiber in die Pflicht nehmen, 
Stalking härter bestrafen

• Cybermobbing, Stalking und Hasskommentare haben in den 
vergangenen Jahren stark zugenommen. Hier ist mit 25 Prozent 
ein deutlicher Anstieg der weiblichen Opferzahlen im Vergleich 
zum Vorjahr zu verzeichnen. Frauenfeindliche Narrative verfe-
stigen sich im Netz. Plattformbetreiber müssen verpflichtet 
werden, wirksame Schutzkonzepte gegen digitale Gewalt zu 
entwickeln. Der Strafrahmen für Nachstellung (Stalking) ist 
zu erhöhen.

Stop Zwang, Gewalt und Ausbeutung 
in der Prostitution

Stop für digitale Gewalt
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Stop für Sexualstraftaten

•   52.330 Frauen und Mädchen wa-
ren Opfer von Sexualstraftaten, 
hiervon war über die Hälfte unter 
18 Jahre alt. (2023)

Wir wollen: Vergewaltigungen härter bestrafen

• Gruppenvergewaltigungen wollen wir deutlich härter 
bestrafen, deshalb ist der Strafrahmen zu erhöhen.

• Eine durch Vergewaltigung herbeigeführte ungewollte 
Schwangerschaft soll mit einer Freiheitsstrafe nicht unter drei 
Jahren bestraft werden.

Stop für Sexualstraftaten


